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Antrag 

der Abgeordneten Stooß, Struve, Bauer (Wasserburg), 
Dr. Burgbacher und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
für die landwirtschaftliche Buchführung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Beginn und Ende der Biichführungspflicht 

(1) Die Buchführungspflicht nach § 161 der Reichs- 
abgabenordnung beginnt für Land- und Forstwirte 
mit dem Anfang des für die Gewinnermittlung bei der 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer maßge- 
benden Wirtschaftsjahres, das auf den Zeitpunkt folgt, 
an dem erstmalig bei einer Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer oder Körperschaftsteuer oder Umsatz- 
steuer oder bei einer Einheitswertfeststellung oder 
bei einem Rechtsbehelfsverfahren, das eine der- 
artige Veranlagung oder Feststellung betrifft, fest- 
gestellt worden ist, daß eine der in § 161 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstaben a oder c oder e der Reichsabgaben- 
ordnung bezeichneten Voraussetzungen vorliegt 
und das Finanzamt den Land- und Forstwirt auf 
den Beginn der Buchführungspflicht hingewiesen 
hat. Die Aufforderung zum Beginn der Buchführung 
ist durch das Finanzamt zurückzunehmen, wenn der 
Steuerpflichtige einen Rechtsbehelf eingelegt hat, 
der nicht offensichtlich unbegründet ist. 

(2) Für den Wegfall der Buchführungspflicht gilt 
Absatz 1 entsprechend. Die Benachrichtigung des 
Steuerpflichtigen durch das Finanzamt ist nicht 
Voraussetzung für den Wegfall der Buchführungs- 
pflicht. 

§ 2 

Anforderungen an die Buchführung 

(1) Die Verpflichtung zur Führung von Büchern 
und zur Abschlußerstellung gemäß § 161 Abs. 1 
Nr. 1 der Reichsabgabenordnung ist erfüllt, wenn 


a) alle Betriebsvorgänge nach bestimmten 
Grundsätzen geordnet mit ihrem Geldwert 
ausgewiesen werden, 

b) aufgrund einer jährlichen Bestandsauf- 
nahme (Inventur) Wert und Zusammen- 
setzung des Betriebsvermögens dargestellt 
werden und 

c) den §§ 3 bis 5 dieses Gesetzes genügt wird. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 gelten 
als erfüllt, wenn das Ergebnis der Buchführung für 
die Gewinnfestsetzung zugrunde gelegt wird. Das 
gilt auch im Falle einer ergänzenden Schätzung, 

§ 3 

Buchführungsvorschriften 

(1) Die Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
finden Anwendung, soweit sich aus diesem Gesetz 
nichts anderes ergibt. 

(2) Ein bestimmtes Buchführungssystem ist nicht 
vorgeschrieben. 

(3) Von der Verbuchung der Geschäftsvorfälle in 
zeitlicher Reihenfolge kann abgewichen werden, 
wenn eine Einordnung nach sachlichen Grundsätzen 
erfolgt. Dabei muß jedoch auf den Sachkonten 
in zeitlicher Reihenfolge gebucht werden. Beim 
wechselseitigen Geschäftsverkehr genügt die Ver- 
buchung vom Kontoauszug oder Datenträger des 
Geschäftspartners, wenn jederzeit ohne erheb- 
lichen Zeitaufwand der Stand der Forderungen und 
Verbindlichkeiten festgestellt werden kann. Bei un- 
baren Geschäftsvorfällen nicht größeren Umfangs ist 
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eine sofortige laufende Aufzeichnung nicht erforder- 
lich. Es genügt eine übersichtliche Ordnung der 
Belege, die dann bei Bezahlung verbucht werden. 
Am Bilanzstichtag ist eine Aufstellung der Forde- 
rungen und Verbindlichkeiten zu fertigen. Auf die 
Führung eines Geschäftsfreundebuches kann ver- 
zichtet werden. 

(4) Die Oberfinanzdirektionen werden ermäch- 
tigt, Pauschbeträge für die Naturalentnahmen im 
Privathaushalt alljährlich festzusetzen. Bei Anwen- 
dung dieser Pauschsätze genügt eine Umbuchung 
am Ende des Wirtschaftsjahres. Uber die im Privat- 
haushalt beköstigten Personen ist ein Beköstigungs- 
nachweis zu führen. 

(5) Die Bücher können ganz oder teilweise außer- 
halb des Betriebes geführt werden (Fernbuchführung). 
In diesem Falle sind im Betrieb für die Grundauf- 
zeichnungen mindestens 

a) bei dem Bargeldverkehr die Geschäftsvor- 
fälle laufend aufzuzeichnen, 

b) bei den übrigen Geschäftsvorfällen die 
Belege (Rechnungen, Bankauszüge, Konto- 
korrentauszüge u. ä.) nach sachlichen 
Grundsätzen in zeitlicher Reihenfolge zu 
ordnen. 

§ 4 

Inventur 

(1) Am Ende des Wirtschaftsjahres ist eine kör- 
perliche Bestandsaufnahme (Inventur) des Vieh- 
und Vorratsvermögens durchzuführen, deren Ergeb- 
nis in einer Liste (Inventarverzeichnis) festzuhalten 
ist. 

(2) Werden die Natural- und Viehbewegungen 
regelmäßig aufgezeichnet, so ersetzen diese Auf- 
zeichnungen die körperliche Bestandsaufnahme (per- 
manente Inventur). In diesem Falle ist einmal im 
Jahr eine körperliche Bestandsaufnahme durchzu- 
führen. 


(3) Von der Erfassung der im Betrieb erzeugten 
Bestände, deren mengen- und gewichtsmäßige 
Feststellung Schwierigkeiten bereitet (z. B. Feldin- 
ventar, noch nicht verkaufsfertige Pflanzen, stehen- 
des Holz) kann abgesehen werden. Dies gilt auch 
für selbsterzeugte Vorräte, die nicht zur Veräuße- 
rung bestimmt sind (z. B. Heu, Silofutter, Rüben- 
schnitzel, Stroh). 

§ 5 

Abschluß 

(1) Am Ende des Wirtschaftsjahres ist eine Ver- 
mögensrechnung (Bilanz), eine Erfolgsrechnung (Ge- 
winn oder Verlust), ein Anlagenverzeichnis und ein 
Betriebsflächenverzeichnis zu erstellen. 

(2) Das Anlagenverzeichnis (Inventarverzeichnis) 
muß den Bestand an unbeweglichen und beweg- 
lichen Wirtschaftsgütern nach Art, Menge und Wert 
ausweisen. 

(3) Aus dem Betriebsflächenverzeichnis sollen 
die Besitzverhältnisse und Nutzungsarten nach der 
Flächengröße ersichtlich sein. Bei forstlich genutzten 
Flächen kann ein Betriebsgutachten oder Betriebs- 
werk das Betriebsflächenverzeichnis ersetzen. 

§ 6 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die Verordnung über landwirtschaftliche 
Buchführung vom 5. Juli 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 908) wird aufgehoben. 


Bonn, den 25. März 1969 
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Begründung 


Allgemeine Begründung 

Die „Verordnung über landwirtschaftliche Buchfüh- 
rung" vom 5. Juli 1935 geht im wesentlichen auf die 
vorläufige landwirtschaftliche Buchführungsverord- 
nung aus dem Jahre 1925 zurück. Die Bestimmungen 
der noch heute geltenden landwirtschaftlichen Buch- 
führungsverordnung bestehen also seit etwa 45 
Jahren. 

Ursprünglich war die landwirtschaftliche Buchfüh- 
rung nur für landwirtschaftliche Großbetriebe (Guts- 
betriebe) gedacht. In diesen Betrieben wurde die 
Buchführung nicht für steuerliche, sondern für be- 
triebswirtschaftliche Zwecke erstellt. Derartige 
Großbetriebe bilden jedoch die Ausnahme. Soll die 
Buchführung weiter in die bäuerlichen Betriebe hin- 
eingetragen werden, wie dies für notwendig gehal- 
ten wird, so müssen nunmehr die gesetzlichen An- 
forderungen an die Buchführung auf diesen bäuer- 
lichen Personenkreis zugeschnitten werden. 

Die landwirtschaftliche BuchführungsVO stellt an 
die Buchführung in land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben differenziertere Anforderungen, als dies 
für die Buchführung der gewerblichen Betriebe gilt 
(laufende Führung von Registern, Aufstellung von 
Verzeichnissen). Diese differenzierteren Anfor- 
derungen haben zur Folge, daß die steuerliche An- 
erkennung der Ordnungsmäßigkeit der landwirt- 
schaftlichen Buchführung von weitergehenden Vor- 
aussetzungen abhängig gemacht wird, als bei der 
übrigen Wirtschaft. Es handelt sich hierbei insbe- 
sondere um die Führung des Anbauverzeichnisses 
und der Vieh- und Naturalienregister. Vergleich- 
bare Verzeichnisse oder Register werden für den 
gewerblichen Bereich nicht gefordert. Sie sind im 
übrigen als Teil einer ordnungsmäßigen Gewinn- 
ermittlung nicht erforderlich, sondern kommen allen- 
falls als Kontrollmittel für die Richtigkeit der Auf- 
zeichnungen in Betracht und werden bei Betriebs- 
prüfungen hierfür benutzt. Die Beweiskraft des 
Buchführungswerkes wird hierdurch jedoch nicht 
verstärkt und bei Wegfall dieser Verzeichnisse und 
Register nicht vermindert. 

Die Abschreibungsvergünstigungen, die steuerfreie 
Übertragung stiller Reserven, die Begünstigung des 
nichtentnommenen Gewinns, die von der Ordnungs- 
mäßigkeit der landwirtschaftlichen Buchführung ab- 
hängen, werden versagt, wenn die Buchführung 
nicht ordnungsgemäß im Sinne der BuchführungsVO 
ist. Die derzeitige Rechtslage wirkt sich insbeson- 
dere dann nachteilig aus, wenn die Vergünstigungen 
zunächst in Anspruch genommen wurden und die 
Ordnungsmäßigkeit der landwirtschaftlichen Buch- 
führung später im Steueraufsichtsverfahren (Be- 
triebsprüfung) verneint wird. Allein auf Grund der 
Vorschriften der BuchführungsVO kommen Land- 
wirte also nicht in den Genuß der Förderungsmaß- 


nahmen, die nach agrarpolitischen Zielsetzungen ge- 
währt werden. Da die Betriebsprüfungen in der 
Regel erst nach Jahren durchgeführt werden, be- 
dingt die Verwerfung der Buchführungen oft erheb- 
liche Steuernachzahlungen, die die Betriebsführung 
außerordentlich erschweren. Nicht zuletzt dieser Ge- 
sichtspunkt stand bisher einer Verbreitung der Buch- 
führung insbesondere im Bereich der buchführungs- 
pflichtigen Schätzungslandwirte im Wege. 

Darüber hinaus wird in dem Entwurf der Entwick- 
lung zur modernen Datenverarbeitung Rechnung 
getragen. 

Der Inhalt der bisherigen BuchführungsVO ist so- 
weit übernommen, als er sich bewährt hat und der 
dargestellten Zielsetzung noch entspricht. Die An- 
forderungen an die Grundaufzeichnungen des Land- 
wirts sind so einfach wie möglich gestaltet, ohne da- 
bei die Vollständigkeit und Richtigkeit des Buch- 
führungswerkes im ganzen zu gefährden. 


Begründung der einzelnen Gesetzesbestimmungen 
Zu§ 1 

§ 1 gibt die bisherige Regelung unter Berücksich- 
tigung der Rechtsprechung und Verwaltungsübung 
(vgl. RdF. Erlaß vom 5. Juli 1935 zu II 5 und III 3) 
wieder. 

Zu § 2 Abs. 1 

§ 2 Abs. 1 entspricht der bisherigen Rechtslage. 

Zu § 2 Abs. 2 

§ 2 Abs. 2 entspricht weitgehend der bisherigen 
Rechtsprechung und der Verwaltungsübung. Er soll 
sicherstellen, daß bei Vorliegen eines Systemfehlers 
eine Verwerfung der Buchführung mit der Folge der 
Versagung der Steuervergünstigungen nicht mehr in 
Betracht kommt, wenn das Buchführungsergebnis 
zugrunde gelegt wird. Das gleiche soll gelten, wenn 
die Buchführung materielle Mängel enthält. Auch 
nach der bisherigen Verwaltungspraxis waren er- 
gänzende Schätzungen unschädlich. 

Zu § 3 Abs. 1 und 2 

Keine Änderungen gegenüber den bisherigen Be- 
stimmungen. 

Zu § 3 Abs. 3 

Mit dieser Vorschrift soll zugelassen werden, daß 
auf verschiedenen Finanzkonten für sich in zeitlicher 
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Reihenfolge verbucht werden kann. Die Verbuchung 
beim wechselseitigen Geschäftsverkehr, wie sie in 
dieser Vorschrift enthalten ist, entspricht der Recht- 
sprechung des Bundesfinanzhofs. Um der modernen 
Datenverarbeitung zu genügen, muß auch die Ver- 
buchung vom Datenträger des Geschäftspartners zu- 
geiassen werden. Darüber hinaus soll auf eine so- 
fortige Verbuchung der unbaren Geschäftsvorfälle 
auf ein Abrechnungskonto verzichtet werden kön- 
nen, wenn diese keinen größeren Umfang erreichen 
und damit die Übersichtlichkeit und Feststellung des 
Forderungen- und Schuldenstandes gewährleistet ist. 
Es entspricht der bisherigen Verwaltungspraxis zur 
Frage der offenen Postenbuchhaltung, daß auf die 
Führung von Geschäftsfreundebüchern verzichtet 
werden kann. 


Zu § 3 Abs. 4 

Dieser Absatz entspricht der bisherigen Regelung 
in der BuchführungsVO. Hierauf sollte aus Verein- 
fachungsgründen auch künftig nicht verzichtet wer- 
den. 


Zu § 3 Abs. 5 

Nach der geltenden BuchführungsVO müssen bei 
Fernbuchführung die Grundaufzeichnungen des 
Landwirts den Grundsätzen ordnungsmäßiger land- 
wirtschaftlicher Buchführung entsprechen. Diese 
Voraussetzung zu erfüllen, ist für den Landwirt nicht 
zumutbar und für die richtige Ermittlung des steuer- 
lichen Gewinns auch nicht erforderlich. Im Falle der 
Fernbuchführung genügen Grundaufzeichnungen in 
der vorgeschlagenen Form. 


Zu § 4 Abs. 1 

Diese Vorschrift entspricht den bisherigen Anfor- 
derungen und soll sicherstellen, daß der Bestands- 
vergleich nach § 4 Abs. 1 EStG am Ende des Wirt- 
schaftsjahres durchgeführt werden kann. 

Zu § 4 Abs. 2 

Mit dieser Bestimmung soll sichergestellt werden, 
daß auch die Register des Landwirts als perma- 
nente Inventur gelten. Dies ist bisher für vergleich- 
bare Listen im gewerblichen Bereich anerkannt, 
nicht jedoch für die Viehregister des Landwirts. 

Zu § 4 Abs. 3 

Dieser Absatz entspricht der bisherigen Verwal- 
tungspraxis (Abschnitt IV Abs. 2 Ziff. 3 des RdF- 
Erlasses zur VO über landwirtschaftliche Buchfüh- 
rung vom 5. Juli 1935), 

Zu § 5 Abs. 1 und 2 

Diese Absätze entsprechen der bisherigen Regelung. 

Zu § 5 Abs. 3 

Ein Betriebsflächenverzeichnis ist für die richtige 
Ermittlung des steuerlichen Gewinns entbehrlich. 
Da der Wert des Grund und Bodens bei der Gewinn- 
ermittlung außer Ansatz bleibt, sollte dennoch ein 
Betriebsflächenverzeichnis geführt werden. Bei 
forstlich genutzten Flächen sind die im Betriebs- 
flächenverzeichnis enthaltenen Angaben bereits im 
Betriebswerk bzw. Betriebsgutachten enthalten. 
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